
Sozialdemokratie an der Saar bedeutete das Ende des Krieges den Durchbruch
zu politischer Wirkung. Die Wahlen zur Weimarer Nationalversammlung brach¬

ten im Saargebiet den Mehrheitssozialisten 36,2% der Stimmen. Die im Natio¬
nalliberalismus repräsentierten Schichten verloren diese Wahl in solchem Maße,
daß sie nach 1920 auch nicht im entferntesten mehr eine Rolle wie vor 1914

spielen konnten. Was die Arbeiter- und Soldatenräte im Saargebiet besonders
auszeichnete, war die Tatsache, daß in ihnen auch Angehörige anderer Parteien

und Gewerkschaftsrichtungen als der Sozialdemokratie mitarbeiteten25 . Im Zuge
der neuen Entwicklung schieden, dem Beispiel im Reich folgend, die „gelben“
Gewerkvereine und die katholischen Fachabteilungen als Tarifpartner aus und
überließen dieArbeitnehmervertretung den Gewerkschaften christlicher, „freier“
und Hirsch-Dunckerscher Richtung26 .

Zur gleichen Zeit spielte das Saarproblem auf der Pariser Friedenskonferenz eine

wichtige Rolle. Dort zeigte sich die Regelung der Saarfrage als ein Musterbeispiel
für den Gegensatz zwischen den französischen Friedensvorstellungen und den

Ideen des amerikanischen Präsidenten Wilson27 . Was bei den Verhandlungen her¬

auskam, wTar ein Kompromiß, bei dem die französische Seite von allzu offensicht¬

licher Forderung auf Annexion oder auch nur verschleierter Annexion abgegangen

war und der Frankreich dennoch auf verschiedenen Gebieten wichtige Vorteile
brachte.
Auf wirtschaftlichem Gebiet wurde ihm das volle Eigentum an den Saargruben
lasten- und schuldenfrei übertragen28 . Nach fünfjähriger Übergangsfrist sollte das

Saargebiet in das französische Zollgebiet einbezogen werden (§31 der Anlage zu

Art. 50 Versailler Vertrag) und ab sofort der französischen Währung freier Umlauf
gestattet werden. Ferner konnte das Recht des französischen Staates, bei allen
Zahlungen und Geschäften der Gruben seine Währung zu verwenden, die wirt¬
schaftlichen Vorteile weiter ausbauen (§ 32 ebda.).
In kulturpolitischer Hinsicht wurde Frankreich gestattet, für das Grubenpersonal
und dessen Kinder Volks- und Fachschulen sowie soziale Einrichtungen zu grün¬
den und zu unterhalten (§ 14 ebda.).
Die politischen Vorrechte Frankreichs waren nicht von vornherein als solche zu
erkennen. Immerhin war erreicht worden, daß das Saargebiet von Deutschland
abgetrennt wurde. Drei Fragen hatte Tardieu dem amerikanischen Präsidenten
zur Gestaltung der Regierung im Saargebiet gestellt: „1. La souveraineté alle¬

mande, sera-t-elle suspendue? 2. La Commission aura-t-elle pleins pouvoirs, y
compris celui de révoquer les fonctionnaires ? 3. Les élections au Reichstag,
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